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Zusammenfassung 
Die Ukraine und ihre internationalen Partner stehen vor ei-
ner gewaltigen Aufgabe: Nicht nur müssen sie den Wieder-
aufbau und den EU-Beitrittsprozess vorantreiben, sondern 
auch die Souveränität der Ukraine mithilfe militärischer und 
finanzieller Unterstützung im Kampf gegen den russischen 
Angriff verteidigen. Die Ungewissheit über den Ausgang 
des Krieges macht die Planung für den Wiederaufbau und 
den EU-Beitritt umso komplexer, unterstreicht aber auch, 
dass beide Vorhaben Hand in Hand gehen und sich gegen-
seitig verstärken sollten.  

Zu diesem Zweck hat die EU die Ukraine-Fazilität be-
schlossen. Damit stellt die EU der Ukraine bis 2027 ver-
lässliche Finanzmittel für den Wiederaufbau und wichtige 
Reformen bereit, die für einen EU-Beitritt erforderlich sind. 
Der zentrale Fahrplan für die Umsetzung der Fazilität ist der 
sogenannte Ukraine-Plan der ukrainischen Regierung. 

Den Wiederaufbau und den EU-Beitritt gleichzeitig zu stem-
men, könnte die Kapazitäten der ukrainischen Regierung 
und des Privatsektors überlasten, wodurch der Rückhalt in 
der Gesellschaft schwinden könnte. Um beide Prozesse 
bestmöglich zu verzahnen, sollten Entscheidungsträger*in-
nen folgende Empfehlungen berücksichtigen: 

● Prioritäten für kurzfristige Hilfe mit langfristigen 
Ambitionen setzen. Wiederaufbaumaßnahmen zur 
Verbesserung der Sicherheitslage, zur Deckung der 
Grundbedürfnisse der Bevölkerung und zur Stabilisie-
rung der ukrainischen Wirtschaft sollten Vorrang haben. 
Bei den EU-Beitrittsverhandlungen sollten grundle-
gende Beitrittsvoraussetzungen („fundamentals“) und 
die Verhandlungskapitel, die Wirtschaftswachstum und 
Wettbewerbsfähigkeit fördern, priorisiert werden.  

● Für einen inklusiven Ansatz in der Umsetzung des 
Ukraine-Plans sorgen. Deutschland und die Ukraine, 
die im Juni 2024 gemeinsam die Ukraine Recovery Con-
ference (URC) ausrichten werden, sollten sicherstellen, 
dass auf dieser ein inklusiver Ansatz zur Umsetzung des 

Ukraine-Plans entwickelt wird, der über die diesjährige 
URC hinaus trägt. Eine Möglichkeit ist die Bildung the-
menspezifischer Bündnisse ukrainischer Akteure auf 
unterschiedlichen Verwaltungsebenen.  

● Internationale Geber für den Ukraine-Plan gewinnen 
und Wiederaufbaubemühungen als Hebel für einen 
beschleunigten EU-Beitritt nutzen. Deutschland 
könnte als EU- und G7-Mitglied als verbindendes Ele-
ment zwischen den EU- und Nicht-EU-Akteuren fungie-
ren, die sich für den Wiederaufbau der Ukraine einset-
zen. Die EU-Mitgliedstaaten sollten ihre bilateralen Hil-
fen für die Ukraine auf den Ukraine-Plan abstimmen. 

● Maßgeschneiderte technische Hilfe bereitstellen 
und Kapazitätsaufbau ausweiten. Ukrainische und in-
ternationale Akteure sollten gemeinsam eine „Asset 
Map“ erarbeiten, die Kapazitäten und ungenutztes Po-
tenzial (z. B. in Bezug auf Infrastruktur, öffentliche Fi-
nanzen, Industrie und Handel) in bestimmten Regionen 
und Gemeinden sowie im Privatsektor erfasst und dabei 
die Entwicklungsstrategien der verschiedenen Verwal-
tungsebenen berücksichtigt. Die ukrainische Diaspora 
in den EU-Ländern sollte aktiv an diesen Prozessen be-
teiligt werden, jedoch ohne unrealistische Erwartungen 
hinsichtlich ihrer zeitnahen und vollständigen Rückkehr.  

● Eine stufenweise EU-Integration der Ukraine vorbe-
reiten. Die Bundesregierung sollte die europäische De-
batte über mögliche Zwischenschritte auf dem Weg hin 
zur formellen EU-Mitgliedschaft weiter vorantreiben, wie 
etwa die schrittweise Integration der Ukraine in den EU-
Binnenmarkt. 

● Für eine offene und transparente Kommunikation 
sorgen. Aufbauend auf einem offenen und transparen-
ten Dialog muss eine wirksame Kommunikationsstrate-
gie gegenüber der ukrainischen Bevölkerung entwickelt 
werden, um deren Unterstützung für einen EU-Beitritt zu 
erhalten. Auch innerhalb der EU bedarf es einer effekti-
ven Kommunikation, um den politischen Spielraum von 
Vetospielern einzugrenzen.  
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Einführung 
Die Beschlüsse des Europäischen Rates vom 
23. Juni 2022, der Ukraine den Status eines EU-
Beitrittskandidaten zu verleihen, sowie vom De-
zember 2023, Beitrittsverhandlungen mit dem 
Land aufzunehmen, sind von historischer Bedeu-
tung. Mit diesen Entscheidungen hat die Ukraine 
nun eine konkrete EU-Perspektive. Jeder Beitritts-
kandidat muss eine Angleichung an die EU-Stan-
dards und -Vorschriften vornehmen, was große 
Reformen, neue Rechtsvorschriften, Ressourcen 
und Umsetzungskapazitäten erfordert. Der Bei-
trittsprozess der Ukraine ist besonders, da er wäh-
rend eines andauernden Krieges stattfindet. 

Der Wiederaufbau wird viel Zeit in Anspruch 
nehmen. Grävingholt et al. (2023, S. 2) definie-
ren „Wiederaufbau“ als „alle Maßnahmen, die da-
rauf abzielen, kriegsbedingte Schäden an der 
physischen Infrastruktur, aber auch an politi-
schen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Strukturen zu beseitigen“. 2022 stellte die ukraini-
sche Regierung auf der ersten Ukraine Recovery 
Conference in Lugano ihren Nationalen Wieder-
aufbauplan auf. Bereits darin ist das erklärte Ziel 
eine zukunftsorientierte, nachhaltige Transforma-
tion und Modernisierung des Landes. Dieser Pro-
zess wird sich in einem vom Krieg gezeichneten 
politischen und sozialen Umfeld vollziehen und 
Kompromisse erfordern.  

Der weitere Verlauf des Krieges wird über den 
möglichen Fortschritt des Beitrittsprozesses und 
der Wiederaufbaubemühungen entscheiden. Die 
Notwendigkeit der Verschränkung beider Pro-
zesse ist im ersten Fortschrittsbericht der Europä-
ischen Kommission zum Beitritt der Ukraine (Eu-
ropäische Kommission, 2023) und im Ukraine-
Plan 2024–2027 (Regierung der Ukraine, 2024) 
festgehalten.  

Sowohl die EU als auch ukrainische Akteure be-
trachten den Wiederaufbau der Ukraine und den 
EU-Beitritt als sich gegenseitig verstärkende Pro-
zesse. Die EU-Beitrittsverhandlungen werden 
zwangsläufig die Überlegungen der EU zum Wie-
deraufbau und die Höhe der von ihr bereitge- 

stellten Mittel beeinflussen. Doch sehen die ver-
schiedenen am Wiederaufbau beteiligten Akteure, 
insbesondere die internationalen Geber, diesen 
nicht zwangsläufig im Zusammenspiel mit dem 
anvisierten EU-Beitritt. Dies macht die Koordinie-
rung von Reformen durch die ukrainische Regie-
rung, an die verschiedene Geber ihre Hilfen mit-
unter knüpfen, umso komplexer. Daher muss die 
EU-Integration der Ukraine zu einem zentralen 
Bestandteil der Wiederaufbaubemühungen 
und zu einem Ziel werden, hinter dem sowohl die 
ukrainische Regierung als auch die internationa-
len Geber stehen.  

Es sollte nicht als selbstverständlich angesehen 
werden, dass die EU-Integration der Ukraine und 
der Wiederaufbau automatisch Hand in Hand ge-
hen. Zwar sind beide Prozesse mit ähnlichen Her-
ausforderungen verbunden, doch folgen sie nicht 
der gleichen Logik. Die Verknüpfung beider Pro-
zesse kann daher zu Spannungen führen. In die-
sem Policy Brief geht es um konzeptionelle und 
praktische Fragen, die politische Entscheidungs-
träger*innen berücksichtigen sollten, damit die 
Beitrittsverhandlungen und die Wiederaufbau-
bemühungen sich gegenseitig verstärken und Sy-
nergien schaffen. 

Die Logik des EU-Beitritts und 
des Wiederaufbaus: Unterschiede 
und Gemeinsamkeiten  

Zugrundeliegende Logiken  

Die EU-Erweiterungspolitik ist ein Instrument zur 
Förderung und zur Ermöglichung von Strukturan-
passungen in den Beitrittsländern mit einem vor-
definierten Endziel: dem Beitritt zur EU. Ein wich-
tiger Mechanismus hinter der Erweiterung als In-
strument der EU-Außenpolitik ist die Konditionali-
tät. Die Kopenhagener Kriterien von 1993 definie-
ren die übergeordneten Bedingungen für einen 
EU-Beitritt folgendermaßen: institutionelle Stabili-
tät als Garantie für demokratische und rechts-
staatliche Ordnung, Wahrung der Menschenrech-
te sowie Achtung und Schutz von Minderheiten; 
eine funktionsfähige Marktwirtschaft und die Fähig-  
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keit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräf-
ten innerhalb des EU-Binnenmarktes standzuhal-
ten, aber auch sektorspezifische Anforderungen 
zur Angleichung der staatlichen Politik und der 
Wirtschaft an die aus einer EU-Mitgliedschaft er-
wachsenden rechtlichen Verpflichtungen sowie 
die Fähigkeit der EU, den Beitrittskandidaten „auf-
zunehmen“. Die Beitrittsverhandlungen sind nach 
einer zuletzt 2020 überarbeiteten Methodik in 35 
Kapitel gegliedert. Bestimmte Auflagen regeln den 
Übergang von einem Kapitel zum nächsten und 
setzen diesbezügliche Anreize (wobei auch meh-
rere Verhandlungskapitel auf einmal geöffnet wer-
den können).   

Im Gegensatz zum EU-Beitrittsverfahren sind 
Wiederaufbauprozesse während oder nach ge-
waltsamen Konflikten oder Naturkatastrophen 
sehr kontextspezifisch und können die unter-
schiedlichsten externen Akteure einbeziehen. Im 
Sinne des ursprünglich im Zusammenhang mit der 
Katastrophenvorsorge entwickelten „Build back 
better“-Prinzips basiert auch der Wiederaufbau 
auf einem zukunftsorientierten Ansatz, der darauf 
abzielt, die Widerstandsfähigkeit von Gesellschaf-
ten gegenüber künftigen Krisen und Katastrophen 
zu erhöhen. 

Ähnlich versteht auch die ukrainische Regierung 
den geplanten Wiederaufbau (Regierung der Uk-
raine, 2024, S. 27). Der Wiederaufbau sieht dem-
entsprechend eine nachhaltige und tiefgreifende 
Umgestaltung und Modernisierung eines Staates 
und seiner Gesellschaft vor, die auch Wirtschafts-
wachstum umfasst. 

Unterschiede 

Anders als beim EU-Beitritt müssen Wiederauf-
baubemühungen weder in einer bestimmten Rei-
henfolge noch anhand eines vordefinierten Rah-
mens erfolgen. Auch kann der Wiederaufbau ei-
nes Landes nur partiell oder nur in ausgewählten 
Bereichen vollzogen werden, ohne dass damit der 
gesamte Prozess zum Erliegen kommt. Die Priori-
täten, Sequenzierung und Governance-Strukturen 
für den Wiederaufbau müssen im Laufe des Pro-
zesses festgelegt und bei Bedarf angepasst wer-
den, während die EU-Beitrittsverhandlungen von 

Anfang an einem festen Rahmen folgen. Außer-
dem haben die EU-Mitgliedstaaten in verschiede-
nen Phasen des Beitrittsprozesses ein Vetorecht, 
etwa bei der Entscheidung, einem Land den Sta-
tus eines Beitrittskandidaten zu verleihen, Bei-
trittsverhandlungen aufzunehmen und einzelne 
Verhandlungskapitel abzuschließen bis hin zur 
Zustimmung zum eigentlichen Beitritt, nachdem 
alle Kapitel abgeschlossen sind. Das Vetorecht 
kann die Konditionalität als systematischen Me-
chanismus schwächen. Denn selbst wenn die Be-
dingungen für einen Beitritt erfüllt sind, können die 
Mitgliedstaaten den Prozess immer noch aus an-
deren Gründen blockieren. Die ungarische Regie-
rung unter Premierminister Viktor Orban drohte 
erst mit einem Veto gegen die Entscheidung, der 
Ukraine den Status eines Beitrittskandidaten zu 
verleihen, und legte gegen die Ukraine-Fazilität zu-
nächst ein Veto ein. Die aktuelle slowakische Re-
gierung könnte sich ähnlich verhalten, und auch 
andere Länder könnten diesem Beispiel folgen, 
wenn ihre Wählerschaft die entsprechenden Kos-
ten für zu hoch hält (z. B. im Hinblick auf die EU-
Kohäsionspolitik). Der EU-Beitrittsprozess zeichnet 
sich durch eine asymmetrische Beziehung zwi-
schen der EU, die die Bedingungen festlegt, und 
dem Beitrittskandidaten aus, der diese erfüllen 
muss. Letztlich hängt der Fortschritt des Prozes-
ses von der politischen Unterstützung aller EU-
Mitgliedstaaten ab. Der Wiederaufbau hingegen 
ist vorerst von den Bedürfnissen des jeweiligen 
Landes bestimmt, welches dann in der Regel Un-
terstützung von externen Akteuren erhält. In der 
Praxis scheinen beide Prozesse jedoch größere 
Ähnlichkeiten aufzuweisen. So sind Wiederauf-
baumaßnahmen von externer Hilfe abhängig, die 
selbst an bestimmte Reformerwartungen geknüpft 
ist. Die EU wiederum erwartet bestimmte Anpas-
sungen, greift über die im Verhandlungsprozess 
vereinbarten Reformen hinaus aber nur ungern in 
die Souveränität eines Beitrittskandidaten ein.  

Gemeinsamkeiten 

Sowohl der Wiederaufbau der Ukraine als auch 
der EU-Beitritt erfordern externe Ressourcen und 
Fachwissen. Dazu gehört auch das Fachwissen 
der durch den Krieg vertriebenen Ukrainer*innen. 
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Es mag zunächst so erscheinen, dass es sich bei 
beiden Vorhaben primär um rein technokratische 
Aufgaben handelt (die von einigen Akteuren wo-
möglich auch so behandelt werden), aber es sind 
gleichzeitig politische Prozesse, die mit großen und 
möglicherweise divergierenden Erwartungen der 
heimischen Eliten und der Gesellschaft einherge-
hen. Wessen Interessen haben am Ende Vorrang 
bei der Festlegung von Prioritäten und deren Um-
setzung? Wer profitiert tatsächlich oder eher frü-
her als später? Es hat sich gezeigt, dass beide 
Prozesse einen eingeschriebenen „exekutiven 
Fokus“ aufweisen, der im Falle der Ukraine die 
Rolle der Präsidialverwaltung (oder bestimmter 
Ministerien) stärker betont als die des Parlaments 
oder von Nichtregierungsorganisationen. Der Er-
folg beider Prozesse hängt jedoch letztlich auch 
von der Einbeziehung verschiedener gesellschaft-
licher Akteure ab.  

Schließlich macht der andauernde Krieg die Fort-
schritte und den Erfolg beider Prozesse sehr viel 
unsicherer und kann bereits erfüllte Ziele gefähr-
den oder gar wieder zunichtemachen. So beein-
trächtigt beispielsweise die schwierige Sicher-
heitslage die Chancen auf dringend benötigte pri-
vate (ausländische) Investitionen. Das betrifft vor 
allem Investitionen in Infrastruktur, die sowohl für 
den EU-Beitritt als auch für den Wiederaufbau 
wichtig sind. Kritische Infrastruktur muss möglich-
erweise mehrmals wiederaufgebaut werden, was 
eine kontinuierliche externe Hilfe erschwert. Und 
ein langanhaltender Krieg kann den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt und den politischen Willen 
in Europa auf die Probe stellen.  

Synergien zwischen dem  
EU-Beitrittsprozess und dem  
Wiederaufbau der Ukraine 
Die Verzahnung von EU-Beitrittsverhandlungen 
mit der Ukraine und dem Wiederaufbau des Lan-
des kann drei Arten von Synergien schaffen: 

Erstens bietet die Aussicht auf eine EU- 
Mitgliedschaft einen Anreiz für elementare 
Reformen, die zur Konsolidierung und weiteren 
Stärkung von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie 

in der Ukraine notwendig sind. Diese institutionel-
len Reformen können verhindern, dass die Wie-
deraufbauhilfe in korrupten Strukturen versickert. 
Das Vertrauen der Geber in die Integrität der uk-
rainischen Institutionen würde auch private (aus-
ländische) Investitionen mobilisieren.  

Zweitens kann die Aussicht auf eine EU-Mitglied-
schaft die EU-Institutionen, Mitgliedstaaten und 
zivilgesellschaftlichen Akteure in der Ukraine 
dabei unterstützen, die politische Dynamik für 
Reformen aufrechtzuerhalten, die auch für den 
Wiederaufbau nach dem „Build back better“-Prinzip 
förderlich sind.  

Schließlich kann die gemeinsame Vision der EU-
Mitgliedschaft der Ukraine als gemeinsamer 
Rahmen für die Koordinierung der bilateralen 
Hilfen der Geber für die Ukraine dienen.  

Im ersten jährlichen Fortschrittsbericht der Euro-
päischen Kommission zum Beitritt der Ukraine 
vom November 2023 (Europäische Kommission, 
2023) ging es bereits um die Verzahnung des EU-
Beitritts mit Wiederaufbaubemühungen. Im Kapi-
tel über die Regionalpolitik wird beispielsweise ge-
fordert, den staatlichen Fonds für regionale Ent-
wicklung der Ukraine und die staatliche Strategie 
für regionale Entwicklung auf die Anforderungen 
des Wiederaufbaus und die Grundsätze der Multi-
Level-Governance abzustimmen, da der Wieder-
aufbauprozess in den einzelnen Regionen und 
Gemeinden unterschiedlich organisiert werden 
muss. Der Bericht unterstreicht auch, dass Wie-
deraufbauprojekte auf den Aufbau von Kapazitä-
ten abzielen sollten, damit die Ukraine dem Wett-
bewerbsdruck und den Marktkräften innerhalb der 
EU standhalten kann. Besonderes Gewicht wird 
auf den Wiederaufbau der Infrastruktur und Inves-
titionen in Aus- und Weiterbildung gelegt, wodurch 
der Ukraine durch Spezialisierung auch die In-
tegration in Wertschöpfungsketten für höherwer-
tige Produkte ermöglicht werden soll. 
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Die Ukraine-Fazilität und der  
Ukraine-Plan – Verknüpfung von 
EU-Beitritt und Wiederaufbau  
Mit der sogenannten Ukraine-Fazilität haben die 
EU-Institutionen ein Finanzierungsinstrument ge-
schaffen, das sowohl den Wiederaufbau der Uk-
raine als auch den Beitrittsprozess unterstützt. Es 
wurde im Rahmen der Überarbeitung des mehr-
jährigen Finanzrahmens der EU durch alle Mit-
gliedstaaten vereinbart und vom Europäischen 
Parlament am 27. Februar 2024 angenommen 
(Europäische Union, 2024). Damit soll die Ukraine 
im Zeitraum 2024–2027 regelmäßig und verläss-
lich Hilfen erhalten, die zur finanziellen Stabilität 
des Landes beitragen. Der Finanzrahmen der Fa-
zilität umfasst 50 Mrd. EUR, wovon 33 Mrd. EUR 
in Form von Darlehen und 17 Mrd. EUR in Form 
von Zuschüssen bereitgestellt werden sollen. 

Das Instrument ist in drei Säulen gegliedert (Ab-
bildung 1). Säule I zielt auf die makrofinanzielle 
Stabilität der Ukraine und die Umsetzung von Re-
formen und Investitionen entsprechend den im Uk-
raine-Plan 2024–2027 (Regierung der Ukraine, 
2024) festgelegten Prioritäten ab. Dieses Doku-

ment legt eine mittelfristige Vision für Wiederauf-
baumaßnahmen fest, die eng mit den wichtigsten 
für den EU-Beitritt der Ukraine erforderlichen Struk-
turreformen verbunden sind. Im Rahmen von 
Säule II der Fazilität soll ein Investitionsrahmen für 
die Ukraine geschaffen werden, während Säule III 
der technischen Hilfe und dem Kapazitätsaufbau 
dient, aber auch einen Kreditkostenzuschuss be-
inhaltet. Der Großteil der Mittel, 38 Mrd. EUR, ist 
für Säule I vorgesehen, 8 Mrd. EUR für Säule II 
und 4 Mrd. EUR für Säule III. Interessanterweise 
folgt die Ukraine-Fazilität „einer ähnlichen operati-
ven Logik wie die ‚Reform- und Wachstumsfazili-
tät‘ für den Westbalkan“ (angenommen im April 
2024), die auf einer „integrierten, gestaffelten Bei-
trittsmethodik“ basiert (Emerson & Blockmans, 
2023, S. 2). Diese bietet „finanzielle Anreize und 
eine beschleunigte Integration in Teile des Bin-
nenmarktes für Übergangsmaßnahmen zur Erfül-
lung der Bedingungen eines EU-Beitritts“ (ibid., 
S. 2). 

Der Ukraine-Plan ist die Reform- und Investitions-
strategie der ukrainischen Regierung. Er bildet 
vier Handlungsfelder und deren Synergien ab: 
Förderung der am schnellsten wachsenden Wirt-

Abbildung 1: die drei Säulen der Ukraine-Fazilität 

UKRAINE-FAZILITÄT 

Säule I 
Unterstützung des Ukraine-Plans 

Säule II 
Investitionsrahmen für die 
Ukraine 

Säule III 
Technische Unterstüt-
zung 

EU-Hilfen für die Umsetzung des Uk-
raine-Plans in Form von  
Zuschüssen und Darlehen für den 
Staatshaushalt mit folgenden  
Zielen:   
- Deckung des dringenden  

Finanzbedarfs des Staates zum Er-
halt der makrofinanziellen Stabilität   

- Förderung von Investitionen, die wirt-
schaftliche Erholung, Wiederauf-
bau und Modernisierung  
unterstützen    

- Förderung von Reformen, die für den 
EU-Beitritt erforderlich sind 

De-Risking-Mechanismus 
für Investor*innen über inter-
nationale Finanzinstitutionen, 
um Investitionen zu steigern 
und neue Investor*innen zu 
gewinnen  
Unterstützung für den  
ukrainischen Privatsektor 
(mindestens 15 % für KMU)  
Technische Hilfe zur Vorbe-
reitung und Umsetzung von 
Investitionen 

Technische Hilfe für die  
Regierung (EU-Acquis,  
Strukturreformen) 
Kapazitätsaufbau bei 
den  
Behörden auf nationaler,  
regionaler und lokaler 
Ebene 
Unterstützung der  
Zivilgesellschaft 
Zinszuschüsse für  
Darlehen  

Quelle: Angepasste Version der Grafik der Europäischen Kommission (2024) nach CC-BY-Lizenz     
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schaftssektoren; Einbindung der wichtigsten 
Querschnittsbereiche, etwa der Übergang zu einer 
umweltfreundlichen, digitalen und integrativen Wirt-
schaft; Stärkung grundlegender Sektoren, die den 
Bürger*innen Dienste der Grundversorgung bieten, 
etwa in den Bereichen Gesundheit, Bildung und 
Soziales; sowie Gewährleistung von zentralen 
Werten und einer verantwortungsbewussten Re-
gierungsführung durch eine effiziente und effektive 
öffentliche Verwaltung. 

Die Ukraine-Fazilität und der Ukraine-Plan bilden 
gemeinsam eine ehrgeizige Strategie zur Umset-
zung von Reformen, die im Rahmen der EU-Bei-
trittsverhandlungen erforderlich sind. Gleichzeitig 
stellen sie eine ausdrückliche Verbindung zwi-
schen dem anvisierten EU-Beitritt der Ukraine und 
den Wiederaufbaubemühungen her. Am 14. Mai 
hat der Rat der EU den Ukraine-Plan formal ange-
nommen, was eine Vorbedingung für regelmä-
ßige Zahlungen im Rahmen der Ukraine-Fazilität 
war. Ziel ist es, den Wiederaufbau in den nächs-
ten vier Jahren mit wichtigen institutionellen, 
rechtlichen und administrativen Reformen zu ver-
knüpfen. Die Ukraine kann somit die durch die 
Perspektive eines EU-Beitritts eröffnete strategi-
sche Richtung nutzen, um ihren Wiederaufbau mit 
der wirtschaftlichen Modernisierung in Einklang zu 
bringen und so eine solide Grundlage für die an-
gestrebte EU-Mitgliedschaft zu schaffen. Da die 
Mittel aus Säule I der Ukraine-Fazilität in erster Li-
nie zur Schließung der Finanzierungslücke im uk-
rainischen Staatshaushalt verwendet werden, 
sind hohe Erwartungen an eine Ausweitung der 
Privatkredite und der Investitionen im Rahmen 
von Säule II geknüpft, damit genügend Mittel für 
den Wiederaufbau vorhanden sind.  

Der Ukraine-Plan ist zwar ein wichtiger Baustein 
zur Festlegung der ersten Schritte bei der Umset-
zung von Reformen und von Prioritäten bei den 
Wiederaufbaubemühungen, doch bietet er keine 
ausgereifte Strategie für den Wiederaufbau, mit 
der die Ukraine geradlinig auf einen EU-Beitritt zu-
steuern kann. Angesichts der Unvorhersehbarkeit 
des andauernden Krieges kann der Ukraine-Plan 
das in diesem Stadium auch gar nicht leisten. Ins-
besondere reicht das Volumen der Fazilität nicht 

für die Finanzierung der Wiederaufbaubemühun-
gen aus. Es ist auch nicht sicher, dass die in 
Säule III der Fazilität vorgesehene technische 
Hilfe den erforderlichen Kapazitätsaufbau in der 
Ukraine ausreichend abdeckt, zumal die Fazilität 
offenbar die Unterstützung einbezieht, die Bei-
trittskandidaten ohnehin im Rahmen der regulären 
Heranführungshilfe erhalten. Der Aufbau von Ka-
pazitäten auf nationaler, regionaler und lokaler 
Ebene, der auch Sozialpartner und zivilgesell-
schaftliche Organisationen einschließt, ist ent-
scheidend, damit geschätzte Hunderte von Milliar-
den Euro, die sowohl für die Wiederaufbau- als 
auch für die Reformhilfe benötigt werden, effektiv 
eingesetzt werden. 

Zentrale Herausforderungen 
Damit die für einen EU-Beitritt der Ukraine not-
wendigen Schritte und die Wiederaufbaubemü-
hungen sich gegenseitig verstärken, müssen fol-
gende Aufgaben angegangen werden:  

Festlegung von Prioritäten und  
Sequenzierung 
Mit Blick auf die EU-Erweiterung wird es notwen-
dig sein, sich in den allerersten Phasen des Wie-
deraufbaus der Ukraine auf institutionelle Refor-
men zu konzentrieren. Die Umsetzung der Refor-
men, die notwendig sind, um alle in den EU-Bei-
trittsverhandlungen festgelegten Kriterien zu erfül-
len, wird mehrere Jahre in Anspruch nehmen. 
Dazu gehört, dass das nach der Revolution der 
Würde bzw. den Maidan-Protesten 2013/14 etab-
lierte System zur Korruptionsbekämpfung beste-
hen bleibt, die Korruption im Justizwesen und in 
der Strafverfolgung eingedämmt wird und die ukra-
inischen Entscheidungsträger*innen sich um konti-
nuierliche Verbesserungen bemühen. Gleichzeitig 
muss der EU-Beitrittsprozess für die ukrainische 
Bevölkerung greifbare Vorteile bringen. Andern-
falls geht möglicherweise ihre Unterstützung und 
das Vertrauen in den Prozess verloren und es 
kann zu Frustration oder EU-Skepsis kommen, 
wenn die Verhandlungen nur schleppend voran-
kommen oder bei bestimmten Kapiteln ganz ins 
Stocken geraten. Eine wachsende Europaskepsis 
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war schon bei früheren Beitrittsprozessen in Mit-
tel- und Osteuropa zu beobachten und zeichnet 
sich auch im laufenden Beitrittsprozess Serbiens 
ab.  

In Bezug auf den Wiederaufbau wird eine erste 
Priorität darin bestehen, kurzfristige Bedürfnisse 
zu befriedigen und sich auf Sektoren zu konzent-
rieren, in denen schnelle Wirkungen erzielt wer-
den können. Letzteres wird auch die Legitimität 
der Wiederaufbaumaßnahmen, also die gesell-
schaftliche Akzeptanz der staatlichen Projekte, 
maßgeblich beeinflussen. Je greifbarer die Ergeb-
nisse der internationalen Hilfe für den Wiederauf-
bau der Ukraine sind, desto größer wird die öffent-
liche Unterstützung für die Governance-Strukturen 
und die festgelegten Prioritäten sein. Gleichzeitig 
ist klar, dass der langfristige Wiederaufbau der 
Ukraine auf Bedingungen beruhen muss, die mit 
dem Besitzstand der EU in Einklang stehen. Da-
her müssen in beiden Prozessen kurzfristige An-
forderungen mit den langfristigen Zielen des EU-
Integrationsprozesses und des Wiederaufbaus in 
Einklang gebracht werden. Dabei sollten Wieder-
aufbaumaßnahmen Vorrang haben, die die Si-
cherheitslage verbessern oder sich auf die Grund-
bedürfnisse der Bevölkerung konzentrieren und 
gleichzeitig für das Funktionieren der ukrainischen 
Wirtschaft von entscheidender Bedeutung sind. 
Eine widerstandsfähige und florierende Wirtschaft 
ist eine Voraussetzung dafür, dass der ukraini-
sche Staat und die ukrainische Gesellschaft die 
Reformen verwirklichen können, die für die Erfül-
lung der EU-Standards erforderlich sind. Ein gro-
ßer Fokus sollte hier auf Maßnahmen zur Minen-
räumung liegen. Diese sind nicht nur aus Gründen 
der physischen Sicherheit wichtig, sondern wür-
den auch zur Wiederherstellung der landwirt-
schaftlichen Existenzgrundlagen und Produktion 
beitragen. Schätzungen zufolge könnten rund 
30 % der ukrainischen Landfläche durch Minen 
und nicht explodierte Sprengsätze verseucht sein 
(Außenministerium der Ukraine, 2023).  

Darüber hinaus sind Maßnahmen zur Befriedi-
gung der Grundbedürfnisse der Bevölkerung, wie 
Gesundheit, Wohnen und Bildung, eine wichtige  

Voraussetzung für die Erholung der Wirtschaft. Sie 
können den Menschen zudem angesichts des an-
haltenden Krieges neue Hoffnung geben.  

Darüber hinaus sollten sich die Wiederaufbau-
bemühungen weiterhin auf kritische Infrastruktur, 
Verkehrswege und Logistik konzentrieren, die 
nicht nur für die ukrainische Wirtschaft von zentra-
ler Bedeutung sind, sondern von denen auch die 
Gesellschaft profitiert. Es muss ein Gleichgewicht 
geschaffen werden zwischen den kurzfristigen 
Bedürfnissen, die sich nicht immer mit den strate-
gisch wichtigen Nachhaltigkeitszielen vereinbaren 
lassen, und der in der strategischen Agenda der 
EU festgelegten Transformation oder mittelfristi-
gen Initiativen wie dem Wiederaufbau von Auto-
bahnen oder Kraftwerken. Bei auseinandergehen-
den Interessen kann es schwierig sein zu bestim-
men, welche Verwaltungsebene berechtigt ist, fi-
nale Entscheidungen darüber zu treffen, welches 
Projekt Vorrang vor einem anderen hat.     

In den Beitrittsverhandlungen haben selbstver-
ständlich die sogenannten grundlegenden Bei-
trittsvoraussetzungen („fundamentals“) Vorrang, 
die den gesamten Beitrittsprozess und die Ver-
handlungen über alle anderen Kapitel leiten. Sie 
betreffen Kernthemen wie Rechtsstaatlichkeit, 
Grundrechte und die Stärkung der demokrati-
schen Institutionen, einschließlich der Reform der 
öffentlichen Verwaltung. Ihre übergeordnete Rolle 
spiegelt sich im Ukraine-Plan wider und zeigt sich 
auch schon daran, dass die ukrainische Bevölke-
rung laut Meinungsumfragen die Bekämpfung der 
Korruption immer wieder als oberste Priorität bei 
den Reformen ansieht (z. B. Onuch et al., 2023). 
Darüber hinaus sollte in den Beitrittsverhandlun-
gen, insbesondere in den Clustern zum Binnen-
markt, zur grünen Agenda und zur nachhaltigen 
Konnektivität, jenen Kapiteln Vorrang eingeräumt 
werden, in denen Fortschritte hinsichtlich der An-
passung an das EU-Recht gleichzeitig die Wett-
bewerbsfähigkeit der ukrainischen Wirtschaft stei-
gern, insbesondere mit Blick auf die fünf wachs-
tumsfördernden Sektoren, die im Ukraine-Plan 
genannt werden: Landwirtschaft, Energie, Ver-
kehr, kritische Rohstoffe und IT. Schafft der Bei- 



IDOS Policy Brief 16/2024 

 8 

trittsprozess Anknüpfungspunkte für die Moderni-
sierung und Ankurbelung eines integrativen Wirt-
schaftswachstums, kann er direkt zum transfor-
mativen Wiederaufbau beitragen. Schließlich wird 
die Ukraine mithilfe des „Build back better“-Prin-
zips in einer besseren Position sein, die EU-Stan-
dards zu erfüllen. Die Ausgangsposition der Ukra-
ine bei den Beitrittsverhandlungen ist vergleichbar 
mit der früherer EU-Beitrittskandidaten. Die Ukra-
ine hat Widerstandsfähigkeit und politische Stabi-
lität bewiesen und ist damit gut aufgestellt, den 
transformativen Wiederaufbau zu stemmen (Grie-
veson et al., 2023).  

Breite gesellschaftliche Einbindung 
ermöglichen 
Wie sich in anderen Kontexten gezeigt hat, ist es 
wichtig, den Wiederaufbau unter Beteiligung vieler 
Akteure zu organisieren, was auch im Sinne der 
internationalen Gemeinschaft ist. Dabei sollten 
auch die Präferenzen von Lokalverwaltungen, un-
abhängigen Wirtschaftsverbänden und der Zivil-
gesellschaft eine Rolle spielen (ISE, 2023). Im 
Zuge der EU-Osterweiterung ist deutlich gewor-
den, dass die Umsetzung von EU-Vorschriften 
(über die formelle Einhaltung des EU-Besitz-
stands hinaus) eine konzertierte Anstrengung ei-
ner ganzen Reihe unterschiedlicher gesellschaftli-
cher Akteure erfordert (Bruszt & Langbein, 2020).  

Sowohl der Wiederaufbauprozess als auch die 
EU-Erweiterung bergen jedoch das Risiko einer 
„Top-down“-Dynamik, etwa wenn sich die Präsidi-
alverwaltung oder die Regierung die alleinige Ent-
scheidungsmacht bei der Festlegung von Prioritä-
ten zu eigen machen. Daher besteht die Heraus-
forderung darin, möglichst viele Akteure langfristig 
in beide Prozesse einzubinden.  

Der Ukraine-Plan führt auf, welche Akteure bei 
seiner Erstellung inhaltlich einbezogen oder um 
Feedback gebeten wurden (Unternehmen und 
Unternehmensverbände; Nichtregierungsorgani-
sationen; regionale staatliche Stellen; parlamenta-
rische Ausschüsse). Im Hinblick auf die Umset-
zung und Anpassung ist es wichtig, Zugangsmög-
lichkeiten zu schaffen, damit diese Akteure nicht 

nur konsultiert werden, sondern diesen Prozess 
kontinuierlich und effektiv mitgestalten können. 
Über die Bedarfsermittlung auf lokaler Ebene hin-
aus sollten in einer „Asset Map“ systematisch lo-
kale Stärken in Bezug auf das Human- und Fi-
nanzkapital identifiziert werden. So können einer-
seits die Stärken von lokalen Unternehmen kar-
tiert und andererseits die Fälle ermittelt werden, in 
denen ausländische Unternehmen oder ausländi-
sches Fachwissen einbezogen werden müssen, 
insbesondere im Hinblick darauf, die Wiederauf-
baubemühungen mit den EU-Vorschriften in Ein-
klang zu bringen (ZOiS, 2024). Ein solcher Ansatz 
entspricht dem in Artikel 5 des Vertrags über die 
Europäische Union verankerten Subsidiaritäts-
prinzip, demzufolge Entscheidungen immer auf 
der untersten Ebene getroffen werden sollten, 
ohne dass die EU eingreift. Dies fördert kontinu-
ierliche Anstrengungen im Hinblick auf Dezentra-
lisierung und Machtausgleich in der Ukraine. Lo-
kale Zusammenschlüsse von Akteuren sind eine 
wichtige Brücke zwischen Gesellschaft und Poli-
tik, zwischen den Gemeinden und zwischen der 
kommunalen und der nationalen Ebene. 

Es wird wichtig sein, themenspezifische Bünd-
nisse zwischen einer Vielzahl von Akteuren und 
entsprechenden Governance-Strukturen zu 
schließen, die es ihnen ermöglichen, den Ukra-
ine-Plan entsprechend ihren Bedürfnissen und 
Möglichkeiten umzusetzen (und anzupassen). 
So ist beispielsweise die Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit der ukrainischen Wirtschaft und 
ihre Integration in europäische Wertschöpfungs-
ketten eine der Hauptprioritäten für den Wieder-
aufbau und auch eine wichtige Voraussetzung 
für die Erfüllung der wirtschaftlichen Kriterien für 
den EU-Beitritt. Sowohl die Ukraine-Fazilität als 
auch der Ukraine-Plan legen in dieser Hinsicht 
den Schwerpunkt auf die Förderung kleiner und 
mittlerer Unternehmen. Studien zur wirtschaftli-
chen Entwicklung zeigen jedoch, dass Bünd-
nisse von Unternehmen, Forschungsinstituten, 
Universitäten, Einrichtungen zur Berufsbildung, 
Regulierungsbehörden und Investitionsagentu-
ren erforderlich sind, um die Wettbewerbsfähig-
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keit zu steigern und eine Integration in Wertschöp-
fungsketten für hochwertige Produkte zu ermögli-
chen (Doner & Schneider, 2016). Solche Bünd-
nisse erleichtern die Bündelung von Ressourcen 
und Wissen zu den besonderen Bedürfnissen be-
stimmter Sektoren in Bezug auf Logistik, Kompe-
tenzen, technologisches Know-how und Vermark-
tung. Die Unterstützung der Bildung solcher Bünd-
nisse für einzelne Sektoren sowie innerhalb oder 
über verschiedene Gebietseinheiten hinweg durch 
die Ukraine-Fazilität kann eine Schlüsselrolle beim 
Aufbau von Sektoren mit hohem Potenzial spielen. 

Staatliche und nichtstaatliche  
Kapazitäten zur Bewältigung des 
EU-Beitritts und Wiederaufbaus  
In früheren EU-Beitrittsverhandlungen hat sich ge-
zeigt, dass Beitrittskandidaten den komplexen 
Prozess nur mit einem hohen Maß an staatlichen 
und nichtstaatlichen Kapazitäten bewältigen kön-
nen (Hughes et al., 2004; Bruszt & Langbein, 
2020). Die Konditionalität legt zwar in der Regel 
die Zielvorgaben fest, gibt jedoch nicht alle 
Schritte auf dem Weg dorthin vor. Daher liegt die 
Steuerung des Prozesses in der Hand der einhei-
mischen Akteure. 

Ebenso hängt der Erfolg der Wiederaufbaubemü-
hungen eines Landes von der Fähigkeit staatli-
cher und nichtstaatlicher Akteure ab, Maßnahmen 
zu entwickeln, umzusetzen und zu überwachen 
und sich mit internationalen Partnern abzustim-
men, die den Wiederaufbau unterstützen. Natür-
lich ist es angesichts der Tatsache, dass EU-Bei-
tritt und Wiederaufbau Hand in Hand gehen sol-
len, umso schwieriger, ausreichende Kapazitä-
ten zur effizienten und effektiven Verwendung 
der von den internationalen Partnern bereitge-
stellten Finanzmittel („Aufnahmefähigkeit“) und 
zur Durchführung der vereinbarten Projekte und 
Programme im Einklang mit den von externen 
Akteuren festgelegten Bedingungen („Implemen-
tierungsfähigkeit“) bereitzuhalten.  

Die Ukraine fängt allerdings nicht bei null an. Im 
Rahmen des Assoziierungsabkommens und der 
vertieften und umfassenden Freihandelszone mit 

der EU hat die Ukraine erhebliche staatliche und 
nichtstaatliche Verwaltungskapazitäten aufge-
baut, die bei der Bewältigung des Wiederaufbau-
prozesses eine wichtige Ressource darstellen. 
Gleichzeitig bestehen hinsichtlich der vorhande-
nen Kapazitäten starke regionale Unterschiede, 
insbesondere zwischen dem Osten und dem Sü-
den der Ukraine und dem Rest des Landes. Es ist 
davon auszugehen, dass in den Gebieten, in de-
nen die Ukraine die Kontrolle zurückerlangt hat, 
Kapazitätslücken und spezifische Bedürfnisse be-
stehen (Kochnev et al., 2023). Die Städte und Re-
gionen entlang der Frontlinie benötigen beim 
Wiederaufbau die größte Unterstützung. Im Rah-
men von politischen Verhandlungen wird zu klä-
ren sein, wo und wann der Wiederaufbau erfol-
gen soll, was nicht zuletzt auch von der Binnen-
migration und von Sicherheitserwägungen ab-
hängig sein wird. Darüber hinaus sind viele für 
den Wiederaufbau der Ukraine nötigen Fach-
kräfte ins Ausland geflohen, und je länger der 
Krieg andauert, desto schwieriger wird es sein, 
sie zur Rückkehr zu bewegen. Es wird daher 
wichtig sein, die Frage der Kapazitäten und des 
Humankapitals auch aus einer transnationalen 
Perspektive zu betrachten und Möglichkeiten für 
im Ausland lebende Ukrainer*innen zu entwickeln, 
den zweigleisigen Transformationsprozess der 
Ukraine voranzutreiben. 

Koordinierung mit anderen  
Partnern  
Während an den EU-Beitrittsverhandlungen nur 
die EU und der Beitrittskandidat beteiligt sind, wird 
der Wiederaufbau der Ukraine von den USA und 
vielen anderen Nicht-EU-Staaten wie Norwegen, 
der Schweiz und Großbritannien unterstützt. Da-
her muss die EU sicherstellen, dass bei der Koor-
dinierung mit der ukrainischen Regierung hinsicht-
lich des Wiederaufbaus systematisch auch an-
dere internationale Geber einbezogen werden, da 
diese eine wichtige Rolle bei der politischen und 
finanziellen Unterstützung spielen werden. Im Ge-
genzug müssen die USA und andere Geber bereit 
sein, sich mit der EU abzustimmen. Die im Januar 
2023 eingerichtete internationale Plattform für die 
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Geberkoordinierung, auf die sich die G7-Staaten 
und die Ukraine gemeinsam mit der EU-Kommis-
sion geeinigt haben, muss als Drehscheibe für die 
Koordinierung zwischen der EU und Nicht-EU-Ge-
bern fungieren. Die Ausweitung der Mitgliedschaft 
über die G7 hinaus auf die Republik Korea, die 
Niederlande, Norwegen und Schweden sowie der 
Beobachterstatus für Dänemark, Estland, Lett-
land, Litauen, Polen und Spanien ist ein wichtiger 
Schritt zur Erweiterung der Plattform.  

Uneinigkeit innerhalb der EU 
Nicht alle EU-Mitgliedstaaten unterstützen den 
Wiederaufbau der Ukraine und ihre Aufnahme in 
die EU gleichermaßen. Beispiele sind etwa der 
ungarische Ministerpräsident Viktor Orban und 
der slowakische Ministerpräsident Robert Fico. Es 
ist wahrscheinlich, dass einige EU-Mitgliedstaaten 
das Einstimmigkeitsprinzip dazu nutzen, den Bei-
trittsprozess zu blockieren, solange der Abschluss 
jedes Kapitels ein einstimmiges Votum erfordert. 
Proteste polnischer und französischer Landwirt*in-
nen gegen Getreideimporte aus der Ukraine deu-
ten darauf hin, dass es auch zu Protesten gegen 
die schrittweise Integration der Ukraine in den 
Binnenmarkt der EU kommen könnte. Inwieweit 
sich diese Meinungsverschiedenheiten innerhalb 
und zwischen den EU-Mitgliedstaaten auf die 
EU-Hilfen für den Wiederaufbau der Ukraine und 
ihren Weg zum EU-Beitritt auswirken werden, 
bleibt abzuwarten. Auf der Europakonferenz im 
November 2023 schlug Außenministerin Anna-
lena Baerbock Ideen für eine „schrittweise Integra-
tion“ der EU-Beitrittskandidaten und für eine Aus-
weitung der Bereiche vor, in denen Entscheidun-
gen mit qualifizierter Mehrheit getroffen werden 
können, darunter auch im Bereich der Außenpoli-
tik (Auswärtiges Amt, 2023). In jedem Fall bedarf 
es des politischen Willens und einer gemeinsa-
men Führung, um eine europäische Einheit zu bil-
den, die beide Prozesse miteinander verzahnt. 
Wenn der Wiederaufbau und der EU-Beitritt eng 
miteinander verwoben bleiben, wird es schwieri-
ger sein, letzteren zu blockieren. Umgekehrt rückt 
der EU-Beitritt in weite Ferne, wenn der Wieder-
aufbau ins Stocken gerät.  

Empfehlungen 
(1) Prioritäten für die Beitrittsverhandlungen 
und Wiederaufbaubemühungen festlegen, die 
kurzfristige Bedürfnisse mit langfristigen Zie-
len in Einklang bringen. Vorrang sollten Wieder-
aufbaumaßnahmen haben, die die Sicherheitslage 
verbessern, sich auf die Grundbedürfnisse der 
Bevölkerung konzentrieren und für das Funktio-
nieren der ukrainischen Wirtschaft von entschei-
dender Bedeutung sind. Eine widerstandsfähige 
und florierende Wirtschaft ist eine Voraussetzung 
dafür, dass Staat und Gesellschaft in der Ukraine 
die Reformen verwirklichen können, die für die Er-
füllung der EU-Standards erforderlich sind. Bei 
den Beitrittsverhandlungen wird der Fokus auf 
den grundlegenden Beitrittsvoraussetzungen lie-
gen: Rechtsstaatlichkeit, Grundrechte sowie Stär-
kung der demokratischen Institutionen, ein-
schließlich der Reform der öffentlichen Verwal-
tung. Darüber hinaus sollten diejenigen Verhand-
lungskapitel Vorrang haben, in denen Fortschritte 
bei der Angleichung an die EU-Standards gleich-
zeitig für Wirtschaftswachstum sorgen und die 
Wettbewerbsfähigkeit der ukrainischen Wirtschaft 
in den fünf wachstumsfördernden Sektoren des 
Ukraine-Plans steigern können: Landwirtschaft, 
Energie, Verkehr, kritische Rohstoffe und IT 
(siehe auch Movchan et al., 2024). Es wird darauf 
ankommen, ein Gleichgewicht zwischen den 
kurzfristigen Bedürfnissen des Wiederaufbaus, 
die nicht immer mit den EU-Standards in Einklang 
zu bringen sind, und den längerfristigen Initiativen 
herzustellen, die einen transformativen Wieder-
aufbau ermöglichen und damit langfristig das Wirt-
schaftswachstum steigern. 

(2) Für einen inklusiven Ansatz in der Umset-
zung des Ukraine-Plans sorgen. Wenn der  
Ukraine-Plan als Masterplan für den anvisierten 
EU-Beitritt und den Wiederaufbau der Ukraine 
dienen soll, ist eine breite öffentliche Unterstüt-
zung und Eigenverantwortung aller Akteure er-
forderlich. Da der Ukraine-Plan von der ukraini-
schen Regierung im Eiltempo ausgearbeitet und 
mit der Europäischen Kommission abgestimmt 
wurde, besteht die Gefahr, dass er als Dokument 
wahrgenommen wird, das „hinter verschlossenen 
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Türen“ ausgehandelt wurde, ohne dass die ukrai-
nische Zivilgesellschaft und andere nichtstaatliche 
Akteure einen substanziellen Beitrag leisten konn-
ten. Es ist wichtig, dass die deutsche und die  
ukrainische Regierung als die beiden Organisa-
toren der Ukraine Recovery Conference 2024 
dafür sorgen, dass ukrainische lokale Ak-
teure, unabhängige Wirtschaftsverbände, Ex-
pert*innen und die Zivilgesellschaft eine starke 
Stimme bei der Ausgestaltung des Ukraine-
Plans haben, damit dieser den Rückhalt der ge-
samten ukrainischen Bevölkerung bekommt. Über 
die URC hinaus wird es wichtig sein, diesen in-
tegrativen Ansatz zu institutionalisieren, etwa 
durch die Beteiligung themenspezifischer Bünd-
nisse aus verschiedenen Akteuren an der Umset-
zung des Ukraine-Plans.  

(3) Internationale Geber für den Ukraine-Plan 
gewinnen. Der Ukraine-Plan muss dafür sorgen, 
dass die Ukraine-Fazilität und die Hilfen für die 
wichtigsten institutionellen Reformen auf Fort-
schritte ausgerichtet sind, die die Ukraine näher in 
Richtung EU-Beitritt bringen. Gleichzeitig sollte 
der Ukraine-Plan einem breiten Spektrum von 
Gebern die Möglichkeit geben, sich an seinen 
Zielen zu orientieren und wichtige Elemente 
des Wiederaufbaus der Ukraine zu unterstüt-
zen. Das könnte erfordern, die Ukraine-Fazilität 
und den Ukraine-Plan breiter zu fassen und nicht 
nur als Instrumente zu verstehen, die die Bezie-
hung zwischen der EU und der Ukraine vorzeich-
nen. Im Sinne des gemeinsamen Interesses an ei-
ner wirksamen Unterstützung des Wiederaufbaus 
der Ukraine könnte die Bundesregierung als 
wichtiger Brückenbauer zwischen EU- und 
Nicht-EU-Akteuren fungieren, die sich für den 
Wiederaufbau der Ukraine einsetzen. Deutsch-
land hat in der Debatte über die internationale Un-
terstützung des Wiederaufbaus der Ukraine eine 
Schlüsselrolle gespielt, seit es im Zuge seiner G7-
Präsidentschaft gemeinsam mit der Europäi-
schen Kommission eine internationale Experten-
konferenz zum Wiederaufbau der Ukraine organi-
siert hat. Der Schwerpunkt sollte auf der Frage lie-
gen, wie Nicht-EU-Geber am besten zur Ukraine-
Fazilität beitragen können. Die Bundesregierung 

sollte auch für eine enge Abstimmung zwischen 
den EU-Mitgliedstaaten sorgen, damit sie ihre bila-
terale Hilfe für die Ukraine mit den allgemeinen Zie-
len des Ukraine-Plans in Einklang bringen können. 

(4) Technische Hilfe und Programme für den 
Kapazitätsaufbau auf die Bedürfnisse der Uk-
raine und der ukrainischen Diaspora zu-
schneiden. Um die staatlichen, administrativen 
und nichtstaatlichen Kapazitäten zu stärken, soll-
ten bestehende Programme für technische Hilfe 
und Kapazitätsaufbau gestärkt werden. Hilfreich 
wäre hier eine „Asset Map“, die erfasst, welche 
Kapazitäten und Ressourcen (z. B. in den Berei-
chen Infrastruktur, öffentliche Finanzen, Industrie 
und Handel) vorhanden sind, aber bislang nicht 
gewinnbringend genutzt werden. Dabei sollten die 
unterschiedlichen Entwicklungsstrategien be-
rücksichtigt werden, die sich in den letzten Mona-
ten auf den verschiedenen Verwaltungsebenen 
herausgebildet haben. Auf Grundlage bestehen-
der Programme kann auf die Bildung themen-
spezifischer Bündnisse aus verschiedensten 
Akteuren hingewirkt werden, die Projekte entwi-
ckeln und durchführen können, die zur Deckung 
des lokalen Bedarfs beitragen und gleichzeitig 
mit den allgemeinen Zielen der Ukraine-Fazilität 
und des Ukraine-Plans in Einklang stehen. Er-
gänzt werden sollte dieser Schritt durch spezifi-
sche Initiativen zum Kapazitätsaufbau für die uk-
rainische Diaspora in EU-Staaten, mit dem Ziel 
die für den Wiederaufbau erforderlichen Kennt-
nisse und Kompetenzen aufrechtzuerhalten oder 
auszuweiten. 

(5) Vorbereitungen für Zwischenschritte auf 
dem Weg zum EU-Beitritt treffen und eine Re-
form der Erweiterungsmethodik vorantreiben. 
Wie die Verhandlungen über die Ukraine-Fazilität 
und die Ausweitung der Maßnahmen zur Han-
delsliberalisierung für die Ukraine gezeigt haben, 
besteht die Gefahr von Verhandlungsverzöge-
rungen und möglichen Blockaden durch ein-
zelne EU-Mitgliedstaaten. Daher sollten sich die 
EU-Institutionen und die Mitgliedstaaten auf Zwi-
schenschritte auf dem Weg zur EU-Integration 
der Ukraine vorbereiten. Ein solcher Schritt wäre 
zum Beispiel, die Ukraine schneller in Teile des 
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EU-Binnenmarktes zu integrieren, etwa durch 
eine frühzeitige Beteiligung an europäischen 
Wertschöpfungsketten und einen Mechanismus 
zur Klärung von bilateralen Handelsfragen. Die 
Debatte über den EU-Beitritt der Ukraine hat in-
nerhalb der EU die langjährige Diskussion über 
eine Reform der Erweiterungspolitik beflügelt. So 
sollte die Erweiterungsmethodik dahingehend ge-
ändert werden, dass über die Eröffnung und 
Schließung der einzelnen Verhandlungskapitel im 
EU-Beitrittsprozess mit qualifizierter Mehrheit ab-
gestimmt wird (Emerson & Blockmans, 2023). Die 
Bundesregierung sollte sich weiterhin gemeinsam 
mit anderen EU-Mitgliedstaaten für diese Reform 
einsetzen. 

(6) Eine offene und transparente Debatte über 
den EU-Beitritt und den Wiederaufbau der  
Ukraine fördern. Weder EU-Beitrittsverhandlun-
gen noch der Wiederaufbau sind per se transpa-

rente Prozesse, bei denen nichtstaatliche Akteure 
einfach Zugang zu Informationen haben oder Re-
chenschaft verlangen können. Zudem werden die 
ukrainische Bevölkerung und die EU hohe Erwar-
tungen an beide Prozesse stellen. Bei der Ent-
wicklung dezidierter und zielgerichteter Kommuni-
kationsstrategien sollte die Verschränkung von 
EU-Beitritt und Wiederaufbau – und die Bedeu-
tung beider Prozesse für die Ukraine und die Zu-
kunft der EU – ein zentrales Element sein, damit 
die ukrainische Bevölkerung und die internationa-
len Partner hinter dem Vorhaben stehen. Diese 
Strategien sollten auch den Raum für einen offe-
nen und transparenten Dialog schaffen, um die Ei-
genverantwortung der ukrainischen Bevölkerung 
zu fördern, sowohl in Bezug auf den Wiederauf-
bau als auch auf die EU-Beitrittsverhandlungen, 
nicht zuletzt, um die Reformdynamik aufrechtzu-
erhalten. 
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